
Ausweitung der beherrschenden Stellung der DEI vom vor­
gelagerten auf den nachgelagerten Markt und die Beibehal­
tung dieser Stellung sowie der unbestreitbare Wettbewerbs­
vorteil, von dem die DEI bei der Stromerzeugung aufgrund 
der geringen Braunkohlekosten profitiert habe, habe es ihr 
erlaubt, Strom zu niedrigeren Preisen, in größeren Mengen 
und für einen längeren Zeitraum in die verbundenen Netze 
Griechenlands einzuspeisen, was missbräuchliches Verhalten 
darstelle (obwohl nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
angesichts der besonderen Umstände des vorliegenden Falls 
der Nachweis eines derartigen Verhaltens nicht erforderlich 
sei). 

— Mit dem angefochtenen Beschluss der Kommission sei wei­
ter festgestellt worden, dass die Mitbewerber der DEI eine 
Reihe unterschiedlicher Quellen benötigten, einschließlich 
eines Zugangs zu hinreichenden Mengen von Braunkohle, 
um Zugang zum Strommarkt zu erhalten, sich dort zu be­
haupten und wirksam am Wettbewerb auf diesem Markt 
teilzunehmen. Dieser Umstand habe sowohl der Helle­
nischen Republik, die möglichen Mitbewerbern der DEI 
keine Abbaulizenzen für die ausbeutungsfähigen Braunkoh­
lelager erteilt habe, als auch der DEI bekannt sein müssen, 
als diese ihre Quasimonopolrechte ausgeübt habe, indem sie 
ihre beherrschende Stellung auf dem vorgelagerten Braun­
kohlemarkt als Sprungbrett (leverage) genutzt habe, um ihre 
beherrschende Stellung auf den nachgelagerten Markt für die 
Lieferung von Strom an Großkunden auszuweiten und dort 
mit dem Ziel aufrechtzuerhalten, den Zugang möglicher 
neuer Mitbewerber zu diesem nachgelagerten Markt zu be­
hindern oder de facto auszuschließen. 
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Andere Verfahrensbeteiligte: Dimosia Epicheirisi Ilektrismou AE 
(DEI), Hellenische Republik 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts vom 20. September 2012 in der 
Rechtssache T-421/09 in vollem Umfang aufzuheben; 

— endgültig über den Rechtsstreit zu entscheiden, sofern es die 
Aktenlage erlaubt; 

— der DEI deren eigene Kosten sowie die Kosten der Kommis­
sion in beiden Instanzen aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

1. Mit seinem Urteil in der Rechtssache T-421/09 habe das 
Gericht den Beschluss vom 4. August 2009 für nichtig er­
klärt, mit dem die Kommission festgestellt habe, dass die 
von der Hellenischen Republik vorgeschlagenen Abhilfemaß­
nahmen notwendig und angemessen gewesen seien, um die 
Auswirkungen der Zuwiderhandlung zu beseitigen und die 
Einhaltung der vorherigen Entscheidung vom 5. März 2008 
sicherzustellen (im Folgenden: Beschluss vom 4. August 
2009 oder angefochtener Beschluss). Das Gericht habe seine 
Entscheidung, dass der angefochtene Beschluss für nichtig zu 
erklären sei, allein damit begründet, dass die vorherige Ent­
scheidung vom 5. März 2008, auf die sich der angefochtene 
Beschluss ausschließlich gestützt habe, in der Zwischenzeit 
mit ebenfalls am 20. September 2012 ergangenem Urteil in 
der Rechtssache T-169/08 für nichtig erklärt worden sei. 

2. Da die Kommission der Ansicht ist, dass das Urteil des 
Gerichts in der Rechtssache T-169/08 auf zahlreichen 
Rechtsfehlern basiere, mangelhaft und unzureichend begrün­
det sei sowie auf einer Missdeutung der Beweise und der 
Grundlagen für ihre Entscheidung vom 5. März 2008 beru­
he, habe sie auch gegen dieses Urteil des Gerichts bereits ein 
Rechtsmittel erhoben. Folglich würde, falls diesem Rechts­
mittel gegen das Urteil in der Rechtssache T-169/08 statt­
gegeben würde, automatisch auch die einzige Grundlage 
wegfallen, auf die das hier angefochtene Urteil in der Rechts­
sache T-421/09 gestützt sei. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Tivoli 
(Italien), eingereicht am 3. Dezember 2012 — Claudio 

Loreti u. a./Comune di Zagarolo 

(Rechtssache C-555/12) 

(2013/C 32/16) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Tivoli 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Claudio Loreti, Maria Vallerotonda, Attilio Vallerotonda 
und Virginia Chellini 

Beklagte: Comune di Zagarolo 

Vorlagefragen 

Es wird für sachdienlich erachtet, ein Vorabentscheidungsersu­
chen an den Gerichtshof der Europäischen Union zu richten, 
damit dieser sich äußert 

1. zur Vereinbarkeit von Art. 7 des in der Italienischen Repu­
blik geltenden Codice del processo amministrativo (Verwal­
tungsprozessordnung), der in Anwendung von Art. 103 der 
nationalen Verfassung bestimmt:
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